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Sonderflug nach Moskau
Erste Lieferung von „Sputnik V“ / Einreisebeschränkungen
Die Sondermaschine von „Aerolíneas Argentinas“. (Foto: YouTube)
Buenos Aires (AT/mc) - Ist es der Anfang vom Ende der Corona-Pandemie? Gestern landete der Sonderflieger der staatlichen Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“ in Moskau, um dort die ersten 300.000 Dosen des russischen Corona-Impfstoffs „Sputnik V“ zu laden. Die Rückkehr in Ezeiza wird für den heutigen Tag erwartet.
Die Voraussetzung, das Vakzin umgehend einsetzen zu können, schuf Gesundheitsminister Ginés González García gestern, indem er „Sputnik V“ per Dekret die Zulassung in Argentinien erteilte. Gestern traf sich Präsident Alberto Fernández mit seinem Kabinett, um die Impfkampagne im Land vorzubereiten.
Dass die Regierung die Impfung, um die argentinische Bevölkerung gegen das Virus zu immunisieren, nicht auf die lange Bank schieben will, hatte Präsident Alberto Fernández bereits vor einigen Tagen deutlich gemacht: „Wir beginnen damit, diejenigen zu impfen, die dem Virus am meisten ausgesetzt sind.“ Der Staatschef nannte in diesem Zusammenhang die Beschäftigten des Gesundheitssystems sowie die Sicherheitsbehörden.
Der russische Impfstoff, auf den die Regierung setzt, ist nicht unumstritten. Experten monierten, dass das Vakzin in Russland registriert wurde, ohne dass die dritte Phase der Erprobung abgeschlossen worden wäre. In der Vorwoche erklärte zudem der russische Präsident Wladimir Putin, dass „Sputnik V“ bislang weder über 60-Jährigen noch unter 18-Jährigen verabreicht werden könne. Gleichwohl erklärte Moskau, dass die entsprechende Forschung in Kürze zu Ende gebracht werde.
Mittlerweile hat die argentinische Zulassungsbehörde für Medikamente (ANMAT) auch für den Impfstoff von Pfizer / Biontech für Argentinien Grünes Licht gegeben. Mit diesem befindet sich die Fernández-Regierung aber noch in Verhandlungen. Ab Sonntag wird dieser Impfstoff in Deutschland und anderen EU-Ländern eingesetzt (Seite 1).
Ein weiteres Thema der gestrigen Kabinettssitzung war eine erneute Verschärfung der Einreisebeschränkungen. Wie der TV-Sender A24 berichtete, sind wegen der neuen Coronavirus-Mutation ab dem 1. Weihnachtstag nicht nur Flüge nach und aus Großbritannien unterbunden, sondern auch solche, die zwischen Argentinien und Italien, Dänemark, den Niederlanden und Australien verkehren. Passagiere anderer Fluglinien, die in Argentinien ankommen, müssen einen negativen PCR-Test vorweisen und sich in eine siebentägige Quarantäne begeben. Grenzübergänge auf dem Landweg dürfen nur noch von Argentiniern und Residenten passiert werden. Auch hier sind PCR-Test und sieben Tage Isolierung nötig. Die Maßnahme gilt bis zum 8. Januar.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
BRASILIEN
Rios Bürgermeister festgenommen
Rio de Janeiro - Die Polizei in Rio de Janeiro hat Bürgermeister Marcelo Crivella wegen des Verdachts auf Korruption festgenommen. Die Festnahme in seinem Haus in Rio geschah im Rahmen von Ermittlungen zu mutmaßlicher Bestechung in der Stadtverwaltung, wie brasilianische Medien am Dienstag weiter berichteten. Crivella sei der Chef einer kriminellen Organisation gewesen, zitierte das Nachrichtenportal „G1“ die Richterin Rosa Helena Penna Macedo Guita, die den Haftbefehl ausgestellt hatte. Auch wenn nur noch wenige Tage bis zum Ende der Amtszeit verbleiben, würde er eine Gefahr für die öffentliche Ordnung darstellen. Crivella, 63, zeigte sich überrascht und sprach von einer politischen Verfolgung.
MEXIKO
Telefonat mit Biden
Mexiko-Stadt - Nach der späten Gratulation zum Sieg bei der US-Präsidentenwahl hat der mexikanische Staatschef Andrés Manuel López Obrador erstmals mit dem künftigen US-Präsidenten Joe Biden telefoniert. „Wir bekräftigten die Verpflichtung, gemeinsam für das Wohlergehen unserer Völker und Nationen zu arbeiten“, schrieb Mexikos kurz AMLO genannter Präsident am Samstag auf Twitter. López Obrador hatte erst Anfang der Woche, mehr als 40 Tage nach der Wahl, seine Glückwünsche ausgesprochen, nachdem die Wahlleute Biden als Sieger bestätigt hatten.
NICARAGUA
Opposition ausgebremst
Managua - Nicaraguas Parlament hat in einer außerordentlichen Sitzung ein umstrittenes Gesetz verabschiedet, das die Kandidatur von Oppositionellen bei den Wahlen 2021 verhindert. Das „Gesetz zur Verteidigung der Rechte des Volkes auf Unabhängigkeit, Souveränität und Selbstbestimmung für den Frieden“ wurde von der sandinistischen Regierungspartei FSLN mit ihrer großen Mehrheit in der nicaraguanischen Nationalversammlung am Montag (Ortszeit) auf den Weg gebracht. Das Gesetz verbietet Nicaraguanern, die etwa „einen Staatsstreich anführen“ oder „zu terroristischen Akten aufrufen“, sich für ein öffentliches Amt zu bewerben.
LATEINAMERIKA
Maßnahmen verschärft
Quito - Angesichts hoher Corona-Zahlen haben mehrere lateinamerikanische Länder ihre Corona-Maßnahmen erneut verschärft. So kündigte Ecuadors Präsident Lenín Moreno im ecuadorianischen Fernsehen am Montag einen neuerlichen Lockdown für 30 Tage und eine Ausgangssperre von 22 Uhr bis 4 Uhr an. Die peruanische Regierung weitete die Ausgangssperre in der Hauptstadt Lima aus und sperrte die Strände.
BRASILIEN
Illegales Holz beschlagnahmt
Manaus - Der brasilianischen Bundespolizei ist bei einer Operation im Bundesstaat Pará an der Grenze zum Amazonas ein rekordträchtiger Schlag gegen illegale Abholzung gelungen. Die Beamten hätten mehr als 131.000 Kubikmeter Holz sichergestellt, das entspreche 6243 Lkw-Ladungen, hieß es in einer Mitteilung der Bundespolizei vom Montagabend. Noch nie in der Geschichte Brasiliens sei so viel illegales Holz auf einmal beschlagnahmt worden - der bisherige Rekord aus dem Jahr 2010 hatte laut dem Nachrichtenportal „G1“ gerade einmal bei der Hälfte gelegen. Der durchschnittliche Wert eines Kubikmeters Holz beträgt umgerechnet 62 Euro.
NICARAGUA
1000 Häftlinge freigelassen
Managua - Anlässlich des bevorstehenden Weihnachtsfestes hat Nicaraguas Regierung 1004 Häftlinge freigelassen. Das gab Vizepräsidentin Rosario Murillo in einer Ansprache am Freitag bekannt. Unter ihnen waren nach Angaben von Menschenrechtsaktivisten und lokalen Medien auch mindestens drei politische Gefangene. Seit Beginn der Proteste gegen die autoritäre Regierung von Präsident Daniel Ortega vor zwei Jahren wurden nach Angaben der Opposition rund 800 Menschen wegen ihrer Teilnahme an Demonstrationen festgenommen. Mehr als 100 sitzen demnach noch in Haft. (dpa/mc)
Internationale Politik
Vorgeschmack auf den „No-Deal-Brexit“
Tausende Lkw-Fahrer sitzen in England fest
Warten auf die Weiterfahrt: Lastwagen auf einem Notparkplatz auf einem stillgelegten Flugplatz bei Dover. (Foto: dpa)
Dover (dpa) - Die Nerven bei Tausenden Lastwagenfahrern in England liegen blank. Mit Hupkonzerten haben die Trucker am Hafen von Dover ihrem Ärger Luft gemacht. „Wir wollen nach Hause“, schrien sie. Eine kleine Gruppe geriet mit Polizisten aneinander, die den Zugang zum Hafen absperrten. Es kam zum Handgemenge, ein Mann wurde festgenommen. Frankreich hatte wegen der rasanten Ausbreitung einer neuen Coronavirus-Variante die Grenzen zu Großbritannien auch für den Warenverkehr geschlossen.
Seit Tagen haben die Fahrer ausgeharrt. In der Nacht zum Mittwoch öffnete Frankreich nach zwei Tagen zwar wieder die Grenze für Lastwagen aus Großbritannien - doch für die Einreise ist nun ein negativer Corona-Test vorgeschrieben. In der nordfranzösischen Hafenstadt Calais verließen am Mittwoch zwar einige Autos Fähren aus Großbritannien, wie die Nachrichtenagentur AFP berichtete. Es seien auch Lastwagenanhänger angekommen, aber keine kompletten Sattelzüge - denn ohne Corona-Test könnten Fahrer nicht an Bord kommen.
„Es wird einige Tage dauern, bis der Rückstau behoben ist“, räumte der britische Bauminister Robert Jenrick ein. Er vertrat die Regierung am Morgen in den Frühstückssendungen der Fernsehsender - eine undankbare Aufgabe. Das Verkehrsministerium sprach am Vormittag von mehr als 5000 Fahrzeugen, die sich in der Grafschaft Kent knubbelten. Der britische Spediteursverband RHA schätzte, dass es sogar bis zu doppelt so viel sein könnten. Der Bundesverband Spedition und Logistik teilte mit, er gehe von 300 bis 400 Betroffenen aus Deutschland aus.
Die Fahrer sollen einen Schnelltest erhalten, erklärte Minister Jen-rick das Prozedere. Wer negativ getestet wird, darf zum Hafen und mit der Fähre übersetzen. Bei einem positiven Schnelltest soll ein ausführlicherer PCR-Test das Ergebnis überprüfen. Fällt auch dieser positiv aus, wird der Fahrer von den britischen Behörden in einem „covid-sicheren“ Hotel untergebracht. Auch in Dover wurde direkt am Hafen ein Testzentrum eingerichtet.
Die Züge durch den Eurotunnel nahmen den Betrieb bereits in der Nacht wieder auf. Auch die Niederlande lassen wieder Reisende aus Großbritannien ins Land. Seit Mitternacht sei die Einreise wieder erlaubt, teilte die Regierung in Den Haag mit. Passagiere müssen allerdings einen negativen Corona-Test vorweisen. Fluggesellschaften und Reeder sind verpflichtet, dies zu kontrollieren. Norwegen verlängerte hingegen das Verbot für Direktflüge aus Großbritannien bis einschließlich dem 26. Dezember.
RHA-Chef Richard Burnett betonte, dass auch der Einsatz von Schnelltests für erhebliche Verzögerungen in der Lieferkette sorgen würde. Wegen der Grenzschließungen besteht die Sorge, dass in Großbritannien bestimmte frische Lebensmittel wie Salat oder Blumenkohl spätestens nach Weihnachten knapp werden könnten. Die Regierung rief dazu auf, auf Hamsterkäufe zu verzichten. Supermarktketten betonten, alle Waren seien vorrätig. Dennoch waren in einigen Läden die Gemüseregale leer gekauft.
Sorgen bereitet aber auch die Ausfuhr. Handelsverbände schätzen, dass Ware im Millionenwert wegen der Warterei verloren ist. „Für diejenigen, die frische und verderbliche Waren exportieren, vor allem Meeresfrüchte und Lachs aus Schottland, waren es katastrophale Tage“, sagte David Thomson, Chef des Verbands der Lebensmittel- und Getränkehersteller FDF in Schottland, der BBC. „Das wird für diese Unternehmen ein schwarzes Weihnachten sein.“
Internationale Politik
Keine Einigung
Israels Parlament löst sich automatisch auf / Neuwahl im März
Ein Gesamtüberblick über die erste Sitzung des 22. israelischen Parlaments (Knesset). (Foto: dpa)
Jerusalem (dpa) - Nach der Auflösung des Parlaments in Jerusalem muss in Israel im Frühjahr erneut gewählt werden. Der Urnengang am 23. März ist die vierte Wahl in dem Land seit April 2019. Der rechtskonservative Regierungschef Benjamin Netanjahu sagte in einem am Mittwoch veröffentlichten Video, die Neuwahl sei ein Fehler, gab sich aber dennoch siegesgewiss. „Wenn uns Wahlen aufgezwungen werden, dann verspreche ich, dass wir gewinnen werden“, sagte der 71-jährige Vorsitzende der Likud-Partei.
Das Parlament (Knesset) hatte sich am Dienstag um Mitternacht automatisch aufgelöst. Zuvor war die Frist für eine Einigung auf den Haushalt für das Jahr 2020 abgelaufen. Der Koalition Netanjahus mit Verteidigungsminister Benny Gantz vom Mitte-Bündnis Blau-Weiß war es nicht gelungen, im Etatstreit eine Einigung zu finden. Kritiker werfen Netanjahu vor, er habe den Zwist als Vorwand verwendet, um zu verhindern, dass Gantz ihn vereinbarungsgemäß im Herbst kommenden Jahres als Regierungschef ablöst.
Bei einer Neuwahl ist mit einer deutlich veränderten Parteienkonstellation zu rechnen. Netanjahus Likud wird nach Umfragen bei der Neuwahl wieder stärkste Partei werden. Der 71-Jährige kann im Wahlkampf auf außenpolitische Erfolge wie die Annäherungsabkommen mit den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, dem Sudan und Marokko pochen. Seine Corona-Politik wurde häufig als sprunghaft kritisiert, er selbst stellt sie jedoch als großartige Erfolgsgeschichte dar.
Gegen Netanjahu läuft ein Korruptionsprozess. Gantz hat dem 71-Jährigen vorgeworfen, er wolle alles unternehmen, um einer Verurteilung zu entgehen. Kritiker sehen den am längsten amtierenden Ministerpräsidenten Israels als Gefahr für die Demokratie in dem Land.
Trotz seines einmaligen politischen Talents muss Netanjahu bei der Regierungsbildung erneut mit Schwierigkeiten rechnen. Zwar ist das rechte Lager nach Umfragen stark wie nie. Es ist jedoch zersplittert zwischen verschiedenen Parteien, deren Vorsitzende alle als bittere Rivalen Netanjahus gelten, die selbst Regierungschef werden wollen.
Netanjahus stärkster Herausforderer ist nun sein früherer Widersacher im Likud, Gideon Saar, der an der Spitze der neuen Partei Tikva Chadascha (Neue Hoffnung) antritt. Er hat ein Bündnis mit Netanjahu ausgeschlossen.
Das Bündnis um Gantz ist inzwischen weitgehend zerbröselt. Es ist sogar unklar, ob Blau-Weiß diesmal die 3,25-Prozenthürde schafft. Gantz‘ früherer Weggefährte, Oppositionsführer Jair Lapid von der Zukunftspartei, ist dagegen stärker geworden.
Internationale Politik
Weltnachrichten
USA
Corona-Konjunkturpaket
Washington - Demokraten und Republikaner im US-Kongress haben sich nach monatelangem Streit auf ein weiteres gewaltiges Corona-Konjunkturpaket verständigt. Die Chefs von Republikanern und Demokraten im US-Senat, Mitch McConnell und Chuck Schumer, verkündeten die Einigung am Sonntagabend in der Kammer des Kongresses. McConnell sagte, das Paket habe einen Umfang von rund 900 Milliarden Dollar. Vorgesehen sind laut Schumer unter anderem weitere Finanzhilfen für kleine Betriebe und eine zeitlich begrenzte Aufstockung von Arbeitslosenhilfen um 300 Dollar wöchentlich. Bürger mit einem bestimmten Höchsteinkommen sollen einmalig eine direkte Hilfszahlung in Höhe von 600 Dollar pro Kopf bekommen. Auch Geld für Schulen, Kinderbetreuung und für die Verteilung der Impfstoffe im Land sei eingeplant.
JAPAN
Rekord-Haushalt
Tokio - Trotz einer hohen Staatsverschuldung hat das japanische Kabinett sich auf einen Rekord-Haushalt in Höhe von 106,6 Billionen Yen (etwa 845 Milliarden Euro) geeinigt. Im kommenden Jahr sollen 41 Prozent der Haushaltsausgaben über Schulden finanziert werden, meldete die Nachrichtenagentur Kyodo am Montag. Die Regierung plant, die Ausgaben durch neue Staatsanleihen in Höhe von 43,6 Billionen Yen zu finanzieren. Fünf Billionen Yen sind als Sonderausgaben vorgesehen, um den wirtschaftlichen Schaden der Corona-Pandemie einzugrenzen. Ein Drittel des Haushaltes ist für Sozialversicherungsausgaben wie Renten- und Gesundheitskosten geplant. Ministerpräsident Yoshihide Suga will auch mehr für Verteidigung ausgeben.
UNGARN
Geschlossen gegen Orban
Budapest - Die ungarische Opposition will bei der nächsten Parlamentswahl 2022 in völliger Geschlossenheit gegen die rechtsnationale Partei Fidesz des Ministerpräsidenten Viktor Orban antreten. Die sechs wichtigsten Oppositionsparteien einigten sich am Sonntagabend darauf, in knapp anderthalb Jahren auf einer gemeinsamen Liste zu kandidieren. Schon in den Vormonaten hatten die Parteien vereinbart, mit einem gemeinsamen Spitzenkandidaten und mit gemeinsamen Kandidaten in den Einzelwahlkreisen anzutreten. Mit der Vereinbarung kann die Opposition ihre Aussichten optimieren, Orban bei der nächsten Wahl zu entmachten. Die oppositionelle Wahlallianz umfasst die linksliberale Demokratische Koalition (DK), die Sozialdemokraten (MSZP), die liberale Partei Momentum, die rechte Partei Jobbik (Die Besseren), die Öko-Partei Politik kann anders sein (LMP) und die linksgrüne Partei Dialog.
SCHOTTLAND
Regierung will EU-Beitritt
London - Die schottische Regierungschefin Nicola Sturgeon hält weiter an ihren Plänen zum Beitritt Schottlands zur EU fest. Nach dem von ihr angestrebten Unabhängigkeitsreferendum werde sie ihre Nation zügig in die Europäische Union führen, sagte Sturgeon im Interview mit der Tageszeitung „Die Welt“ und anderen europäischen Medien. „Mehr als die Hälfte der Schotten will laut jüngsten Umfragen die Unabhängigkeit. Ich bin zuversichtlich, dass die Schotten beim nächsten Referendum Ja sagen werden.“ Ihrer Ansicht nach sei Schottland „ein einmaliger Fall für einen schnellen Beitritt zur EU“. Schottlands Beitritt sei „keine Erweiterung“. Als Teil des Vereinigten Königreichs sei Schottland schließlich über 40 Jahre Mitglied gewesen. „Schottland kommt nach Hause, das ist kein neuer Anfang.“
RUSSLAND
Putin baut vor
Moskau - Kremlchef Wladimir Putin hat sich mit einer Unterschrift unter einem neuen Immunitätsgesetz dauerhaft den Schutz vor einer Strafverfolgung gesichert. Es wurde am Dienstag veröffentlicht. Demnach muss auch seine Familie nach seinem Ausscheiden aus dem Präsidentenamt nicht mit Ermittlungen rechnen. Bisher galt das Gesetz über die Unantastbarkeit für alle Handlungen während der Amtszeit. Von nun an geht es auch um mögliche Straftaten, die nach dem Ausscheiden bekannt werden. Der 68 Jahre alte Putin hatte sich erst im Sommer mit einer Verfassungsänderung weitreichende Befugnisse gesichert. Er kann theoretisch bis 2036 im Amt bleiben. Der Kremlchef hat bislang offen gelassen, ob er bei der nächsten Wahl 2024 erneut antritt.
TÜRKEI
Dündar verurteilt
Istanbul - Der im deutschen Exil lebende Journalist Can Dündar ist in der Türkei zu mehr als 27 Jahren Haft verurteilt worden. Dündar erhielt am Mittwoch eine Strafe von 18 Jahren und neun Monaten, weil er nach Ansicht der Richter Staatsgeheimnisse mit dem Ziel der militärischen und politischen Spionage erhalten hatte. Das Gericht verurteilte ihn zudem zu acht Jahren und neun Monaten Haft wegen Terrorunterstützung. Das Gericht ordnete zudem erneut Dündars Festnahme an. Hintergrund des Verfahrens gegen Dündar ist ein Zeitungsbericht aus dem Jahr 2015, in dem die regierungskritische Zeitung „Cumhuriyet“ geheime Informationen veröffentlichte, die Waffenlieferungen der Regierung an Rebellen in Syrien belegen sollten. Damals war Dündar Chefredakteur. (dpa)
Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Puna Mining Lithium
Dieses Unternehmen, eine Tochtergesellschaft der australischen Argosy Minerals Ltd.,das Lithium in Salar del Rincón, im Departement Los Andes der Provinz Salta, ausbeutet, hat eine Produktion von 4 Tonnen Lithiumkarbonat (Grad Batterien, mit 99,5% Reinheit) pro Monat erreicht. Das erlaubt der Firma jetzt 20 Tonnen Lithiumkarbonat nach asiatischen Staaten zu exportieren. Es handelt sich um den zweiten Lithiumexport. Die Firma gab bekannt, dass sie jetzt Investoren für die Errichtung einer zweiten Anlage für Lithiumkarbonat sucht. Dabei wird an einen Betrag von u$s 25 Mio. gedacht.
Mercedes Benz Argentina
Das Unternehmen, mit Kfz-Fabrik im Vorort Virrey del Pino, Bezirk La Matanza, hat den Export des Sprinter-Modells nach den Vereinigten Staaten wieder aufgenommen, mit einer Sendung von 500 Einheiten letzter Generation, die sich schon im Hafen von Zárate befinden, um verschifft zu werden. In den letzten drei Jahren wurden schon 10.000 Sprinter nach den USA geliefert. Die Fahrzeuge werden halbfertig geliefert und in den USA vervollständigt. Der lokale Präsident von Mercedes Benz, Manuel Mantilla, wies darauf hin, dass Mercedes Benz die einzige lokale Kfz-Firma sei, die nach dem anspruchsvollen Markt der USA exportiert.
Die Fabrik in Argentinien ist eine der zwei Fabriken des Konzerns, die das Sprinter-Modell, in seiner Chassis-Fassung herstellt. Die lokalen Lieferungen kommen zu denen hinzu, die aus der Fabrik in Ludwigsfelde in Deutschland erfolgen.
DAPSA
Destilería Argentina de Petróleo S.A., die ein Tankstellennetz betreibt und dem Konzern Sociedad Comercial del Plata angehört, hat ein Investitionsprogramm von u$s 20 Mio. in Angriff genommen, um ca. 1000 Tankstellen in 11 Provinzen zu erneuern. Insgesamt betreibt DAPSA 200 Tankstellen. Die Firma hat auch eine eigene Fabrik für Schmierstoffe und Fette für Kfz, mit einem Marktanteil von 19% im ersten Fall und 60% im zweiten.
Molinos Río de la Plata
Dieses große Lebensmittelunternehmen, das dem Konzern Perez Companc gehört, hat eine digitale Umwandlung mit Technologie der deutschen SAPS/4 Hana Central Finance vollzogen. Dadurch wurde u.a. erreicht, dass die Inkassofristen um 37% verkürzt wurden, der Bilanzabschluss um 33% schneller erfolgte und das Inkassosystem zu 100% automatisiert wurde. All das hat der Finanzchef der Firma, Matías Avico, in einer virtuellen Pressekonferenz bekanntgegeben.